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Umweltbewußtsein, Umweltbewegung und 
Umweltpolitik haben sich in den vergange­
nen Jahren vor allem außerhalb der Betrie­

be formiert. Dies hat inzwischen zu einem 
allgemeinen gesellschaftlichen Wertewan­

del «'«führt, der nun allmählich auch auf die 
Betriebe übergreift Von der Öko-Welle er­
faßt ist längst nicht mehr nur die Minderheit 
politisch grün orientierter Beschäftigter. 
Stichworte wie „Öko-Management" und 
„Öko-Controlling" machen derzeit verstärkt 
in Vorstandsetagen die Runde -  vielfach an­
gestoßen durch strengere Umweltauflagen 
von seiten des Gesetzgebers. Das heißt aber 

noch lange nicht daß die Interessen von 
Unternehmensleitungen und Beschäftigten 
am betrieblichen Umweltschutz stets 

gleichgerichtet sind.



s f I i k t

umweltgruppen, kritische Wissen­
schaftler und Teile der Medien 
haben sich in der Vergangenheit 

verstärkt zu Anklägern einer Ökonomie 
gemacht, die es bisher gewohnt war, 
natürliche Ressourcen billig und geradezu 
verschwenderisch zu nutzen. Zudem 
konnte sie ihre Emissionen und Abfallpro­
dukte weitgehend unbehelligt in die Um­
welt „entsorgen“.
Diese Strategie, die ökologischen Folgen 
und Kosten kurzerhand auf die Allge­

meinheit abzuwälzen, brachte zwar den Unterneh­
men kurzfristige Kostenvorteile. Außerdem sorgte 
sie für den Erhalt von Arbeitsplätzen und Einkom­
men. Inzwischen verursacht sie jedoch immer 
größere Schäden. Diese stehen nicht nur in keinem 
Verhältnis mehr zu den ursprünglichen Kosteneins­
parungen, sondern schränken darüber hinaus die 
Lebensqualität und sogar die Existenz von immer 
mehr Menschen ein.

Damit geraten auch die Gewerkschaften und be­
trieblichen Arbeitnehmervertretungen als Partner 
des betrieblichen Produktivitäts- und Sozialpaktes 
in eine zunehmend widersprüchliche Situation. 
Ihrem Bekenntnis zu mehr Umweltschutz steht 
prinzipiell das unmittelbare Interesse von Mitglie­
dern beziehungsweise Beschäftigten am Erhalt 
ihres Arbeitsplatzes und an gesicherten Einkom­
men gegenüber. Natürlich sind sich auch viele Ar­
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer über wachsen­
de ökologische Risiken und notwendige 
persönliche Verhaltensänderungen bewußt. Viele 
von ihnen engagieren sich in Haushalt, Konsum 
und Freizeit für den Umweltschutz. Aber im Betrieb 
stehen andere Interessen im Vordergrund, herr­
schen andere Gesetze: weitgehende Arbeitsteilung, 
enge Zuständigkeitsbereiche, herrschaftliche Ent- 
scheidungs- und Anweisungsstrukturen, nicht 
zuletzt organisierte persönliche Verantwortungs­
losigkeit. Jenseits allgemeiner Einverständnis­
erklärungen findet persönliches ökologisches En­
gagement weder in einzelnen Tätigkeitsbe­
schreibungen noch in den Aufgabenkatalogen der 
betrieblichen Interessenvertretungen ausreichend 
Platz.

Umweltschutz als mittelbares Interesse 
der Unternehmen

Die Umwelt diente den Unternehmen bisher 
weitgehend als kostenlose Ressource und Deponie. 
Solange sie konfliktlos und ohne bürokratischen 
Aufwand zur Verfügung stand, blieben ihnen die
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Betriebliche Umwelt­
politik erfordert von 

den Beschäftigten, 
ökologische Probleme 

auch im Unter­
nehmensinteresse 

mitzugestalten.

Umweltfolgen ihrer Produktionspolitik verborgen 
oder gleichgültig. Durch die Zunahme der Natur- 
und Gesundheitsschäden auch in den Industrie­

ländern, durch verschärfte staatliche 
Umweltauflagen auf der Grundlage des 
Verursacher-Prinzips und infolge der 
wachsenden Kritik von Konsumenten 
und Anwohnern sehen sie ihre Unter­
nehmensziele allerdings mehr und mehr 
beeinträchtigt.

Auf der einen Seite belasten die Ko­
sten des verstärkten Umweltschutzes 
die Wirtschaftlichkeit der Betriebe. Auf 
der anderen Seite führt die öffentliche 
Kritik an umweltgefährdenden Emissio­
nen, an riskanten Eigenschaften von 
Produkten und/oder deren naturschäd­
lichen Rückständen in vielen Fällen zu 
Absatzgefährdungen. Und nicht zuletzt 
schränken die staatlichen Auflagen im 
Bereich des Umweltschutzes den Bewe­
gungsspielraum der Unternehmen ein.

Viele Unternehmen reagieren darauf, 
indem sie sich beim Umweltschutz auf 
solche Maßnahmen konzentrieren, bei 
denen eine Ökologisierung der Produk­
tion bereits Kosten spart (Energieein­
sparung, Ersatzstoffe, Abfallvermei­
dung, Recycling) oder ihnen einen 
zusätzlichen Verdienstzweig eröffnet. 
Diese Bereiche sind noch sehr schmal, 
und die ökologische Reichweite der 
Maßnahmen ist größtenteils sehr be­
grenzt, vereinzelt auch umstritten. Zu­

dem versuchen sie regelmäßig, die Investitionen in 
ökologische Anlagen und Produktentwicklungen 
zeitlich zu strecken und dem Primat der kosten­
günstigsten Lösung zu unterwerfen. Wo dies nicht 
möglich ist, wird häufig die Finanzierung der öko­
logischen Kosten beziehungsweise Lösungen auf 
Dritte abgewälzt -  seien es Zulieferer, öffentliche 
Institutionen oder die Kunden.

Daneben reagieren viele Unternehmen auf die 
öffentlichen Anklagen mit einer reflektierteren und 
gezielteren Selbstdarstellung und Öffentlichkeits­
arbeit, häufig auf Branchenebene. Mitunter geben 
sie wissenschaftliche Gutachten in Auftrag und 
versuchen gezielt auf die Politik Einfluß zu neh­
men, um die Problemdefinition zu verändern oder 
auch um Verantwortlichkeiten zu verschieben.

Höheren staatlichen Auflagen begegnen sie oft­
mals mit politischem Druck, etwa in Form der 
Standort-Debatte: Die nationalen Umweltauflagen

und deren Kosten werden mit denen in anderen 
Herstellerländern verglichen und sollen angebli­
che Konkurrenznachteile belegen. Auch freiwillige 
Selbstverpflichtungen und die Organisierung eige­
ner Lösungen erwiesen sich bei manchen Bran­
chenverbänden als Strategien, strengeren staatli­
chen Vorgaben zuvorzukommen. Dabei geht es 
darum, dem Staat die Dynamik des Handelns aus 
der Hand zu nehmen und die Autonomie zurück­
zugewinnen, über Art, Kostenverteilung und Um­
setzungszeiträume bei den Lösungskonzepten zu 
bestimmen, zumindest aber maßgeblich daran mit­
zuwirken.

Arbeitnehmerorientierte Umweltpolitik ist 
abhängige Politik

Alle aufgezeigten Strategien unternehmerischer 
Umweltpolitik zeichnen sich dadurch aus, daß sie 
nicht direkt in den Zuständigkeitsbereich von Ge­
werkschafts- und Betriebsratspolitik gehören. Sie 
können deshalb auch autonom von der Unterneh­
mensleitung geplant und realisiert werden. Weder 
aus dem Selbstverständnis von Unternehmenspoli­
tik, noch unter Bezug auf die bestehenden gesetzli­
chen Regelungen und ebensowenig aufgrund spe­
zieller gewerkschaftlicher Kompetenzen besteht 
für die Unternehmensleitungen momentan Anlaß, 
weitgehende Kooperationsangebote in diesem 
neuen Politikfeld zu machen. Betriebsräte und Be­
schäftigte werden allenfalls dann in die Entschei­
dungen einbezogen, wenn diese die Umweltmaß­
nahmen der Leitung anerkennen und mittragen 
oder wenn ihre besondere Kompetenz und ihr be­
sonderes Engagement für die Untemehmenspolitik 
genutzt werden können. Die Einbeziehung ver­
bleibt zumeist aber unterhalb des Niveaus verallge­
meinerbarer und einklagbarer Regelungen. Die 
Grenze zu neuen Mitbestimmungsrechten wird 
aufmerksam bewacht und bewahrt.

Solange den Betriebsräten und den Beschäftig­
ten kaum eigenständige Informations- und Beteili­
gungsrechte im betrieblichen Umweltschutz zuste­
hen, bleiben ihre Initiativen im Betrieb in 
doppeltem Sinne abhängig von der Unterneh­
menspolitik.

Betrachtet man eine Vielzahl von betrieblichen 
Umweltkonflikten einmal genauer, so zeigt sich, 
daß Beschäftigte und Betriebsräte regelmäßig nur 
dann aktiv werden, wenn die Unternehmenslei­
tung längerfristig und eklatant bestehende Bestim­
mungen verletzt oder der Sorgfaltspflicht gegen­
über den Beschäftigten nicht nachkommt. 
Umgekehrt: solange Unternehmensleitungen



nachweisbar im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
bemüht sind, die Umweltgesetze einzuhalten und 
auf Anregungen aus den Betrieben zu reagieren, 
solange werden Betriebsräte -  sofern sie nicht star­
ke Anstöße von außen erhalten -  sich in Umwelt­
fragen kaum exponieren. Außerdem wurden bisher 
nur solche Betriebsräte in Umweltfragen aktiv, die 
über eine größere Kapazität und Durchsetzungs­
kraft verfügen und sich schon in anderen Themen­
feldern kämpferisch eingesetzt haben.

Wenn Interessenvertretungen auf mehr ökologi­
sches Engagement in Unternehmen drängen, blei­
ben sie in der Regel in das Unternehmensinteresse 
mgebunden. Denn nur ein ökonomisch gesundes 

Unternehmen kann bei ökologischen Investitio­
nen großzügig sein und Offenheit gegenüber auf­
wendigen Informations-, Qualifizierungs- und Be­
teiligungsprozessen zeigen.

Betriebsräte und Beschäftigte sind, wenn das 
Unternehmen von dem eingeforderten Umwelt­
schutz nur negativ betroffen wird -  etwa durch 
hohe Zusatzkosten, Auflagen und Kundenan­
sprüche -, prinzipiell durchsetzungsschwach und 
erpreßbar. Sie müssen daher versuchen,

-  erstens Interventionsmöglichkeiten und -rech­
te zu begründen, die unabhängig von der betriebli­
chen Konstellation sind und

-  zweitens Strategien entwickeln, wie das Unter­
nehmen aus der allein negativen Anknüpfung zu 
einem positiven Umweltengagement gebracht 
werden kann. Sie müssen also versuchen, die öko- 
]ogischen Problemlagen auch im Unternehmens-
.iteresse mitzugestalten (Kosteneinsparung, Ima­

geverbesserung, Marktvorteile, Verminderung 
zukünftiger Risiken, Vermeidung innerbetriebli­
cher Konflikte und Erhöhung der Motivation).

Nur begrenzt positive Anknüpfungen an das 
Ökologiethema

Erste Schritte dazu könnten darin bestehen, die 
ökologischen Lernprozesse der Unternehmenslei­
tung nachzuvollziehen und zu kontrollieren, nur 
symbolische Politik zu kritisieren, ein schnelleres 
und konsequenteres Vorgehen einzuklagen und 
auch nicht hinter einmal erreichte Positionen wie­
der zurückzufallen. Denn, darüber sollten keine 
Illusionen bestehen, es gibt auch negative Lernef­
fekte bei den Unternehmen: Erfahrungen beispiels­
weise, mit welcher Politik sie am besten durch­
kommen.

Betriebliche Umweltpolitik seitens Gewerk­
schaft, Betriebsrat und Beschäftigten steht nicht 
nur vor dem Problem, über keine gesetzlichen In­

terventionsrechte zu verfügen und sich in der 
Zwangsjacke des einzelunternehmerischen Inter­
esses zu bewegen. Bisher hatten sie auch ihre eige­
nen Probleme damit, das Ökologiethe­
ma zu ihren bisherigen Politiken 
(Lohn-Leistungs-Politik, Arbeitszeitpo­
litik usw.) ins Verhältnis zu setzen und 
klare positive Anknüpfungspunkte zu 
formulieren.

So hat beispielsweise erst 1988, nach 
einer längeren Phase überheblicher Di­
stanz zur Umweltbewegung, eine kon­
krete Zusammenarbeit des DGB und 
einzelner Industriegewerkschaften mit 
einzelnen Um weit Organisationen einge­
setzt. Dies deutet eine Entwicklung an, 
in der die Gewerkschaften die Zustän­
digkeit und Kompetenz dieser Organisa­
tionen anerkennen und für sich eine 
nicht führende, kooperative Rolle in die­
sem Politikfeld akzeptieren können. 
Gleichzeitig bleiben jedoch die Einzel­
gewerkschaften an die branchenspezifi­
schen Problemlagen und die betriebli­
chen Interessen ihrer Mitglieder 
gebunden.

Es kann daher kaum gelingen, das pri­
vate Umweltbewußtsein und -engage­
ment umstandslos im Betrieb zu nutzen.
Allerdings gibt es auch im Betrieb „le- ^ 
bensweltliche“ Elemente, die Ansatz- g 
punkte für ökologisches betriebliches 
Handeln liefern. Beispiele sind: die An- 
und Abfahrt zum Betrieb, die Versor­
gung im Betrieb (Kantinen-Essen), die Sauberkeit 
und Hygiene im Betrieb, das Entstehen und der 
Umgang mit Abfall. In all diesen Bereichen sind 
inzwischen vielfältige betriebliche Initiativen ent­
standen, die aber auch von den Unternehmenslei­
tungen zu vereinnahmen gesucht werden. Dies hat 
sich bereits in ersten Informationsrechten und Be­
teiligungsregeln niedergeschlagen. Diese ökologi­
schen Themenfelder bilden einen ersten Flicken­
teppich von ökologischem Engagement im Betrieb, 
aus dessen Verbreiterung und Stabilisierung sich 
durchaus generelle Mitbestimmungsansprüche 
aufbauen ließen.

Eine zentrale Schwäche des Ökologiethemas für 
Gewerkschaftspolitik in der derzeitigen Phase liegt 
jedoch darin, daß die Konsequenzen einer durch­
greifenden Ökologisierung der Unternehmen für 
die einzelne Tätigkeit noch kaum durchdacht sind: 
Was verändert sich konkret an den einzelnen Ar-

Die Konsequenzen 
einer durchgreifen­
den Ökologisierung 
der Unternehmen 
sind bisher von den 
Gewerkschaften 
kaum durchdacht 
worden.



Arbeitsumweltpolitik 
darf nicht bei 
verbessertem 

Gesundheitsschutz 
im Betrieb 

stehenbleiben.

beitsvollzügen, wo muß man umlernen, wo sich 
fortbilden; wo entstehen mehr Belastungen und 
wo kann man für Fehler zur Verantwortung gezo­
gen werden, mit wem muß man kooperieren; wel­
cher Mehraufwand entsteht durch ökologische In­
formation, Kontrolle und Intervention und wie 
wird dieser Aufwand verrechnet? Schließlich: 
könnte mein Arbeitsplatz gefährdet sein und wenn 
ja, welche Systeme der Arbeitsplatz- und Einkom­
menssicherung greifen dann? -  Solange solche 
Fragen nicht zumindest offensiv diskutiert werden 
und solange klar ist, daß für ökologisch begründe­
te Besitzstandsverschlechterungen keine Siche­
rungssysteme existieren, solange bleibt das ökolo­
gische Engagement in den meisten Fällen 
oberflächlich, punktuell und plakativ.

Der Bereich, in dem es bisher am stärksten ge­
lang, ökologische Probleme mit den konkreten Ar­
beitsbedingungen zu verknüpfen, ist der Gesund­
heitsschutz. Die gewerkschaftlichen Schadstoff­
kampagnen zeigen, wie das Ökologiethema fall­
weise sehr konkret in die Betriebe hineingetragen 
wurde (Asbest, FCKW, Lösemittel etc.) und den 
betrieblichen Arbeitsschutz erheblich aktivieren 
konnte. Das Gesundheitsinteresse der Beschäftig­
ten scheint gegenwärtig am meisten geeignet zu 
sein, die Betriebsgrenze durchlässig zu machen 
und Gesundheitsgefährdungen innerhalb und 
außerhalb der Betriebe aufgrund gleicher Ursa­
chen miteinander zu verbinden. Auf diese Weise 
kann die erschreckend fortgeschrittene Trennung 
von Arbeit und Leben ein Stück weit zurückge­
drängt werden.

Lebensweltliche Anknüpfungen im Betrieb und 
das Politikfeld Gesundheit erweisen sich somit als 
geeignete Ansatzpunkte einer „innerbetrieblichen 
Umweltpolitik“. Dabei handelt es sich aber noch 
längst nicht um eine „Arbeitsumweltpolitik“, die 
einen umfassenden Anspruch auf eine Durchöko­
logisierung der Gesellschaft erheben kann.

Auf der gesellschaftlichen Ebene werden in der 
nächsten Zeit inhaltliche Debatten vor allem über 
die Definition von Umweltzielen geführt werden 
müssen, beispielsweise über Toleranzgrenzen, al­
ternative Lösungen und über die Bewertung der 
Qualität von beabsichtigten Maßnahmen. Kontro­
versen wird nicht zuletzt die Verteilung der Schä­
den und Kosten der Lösungen auf die gesellschaft­
lichen Gruppen auslösen. Nur vor einem solchen 
Hintergrund ist auch für die Betriebsräte und die 
Beschäftigten die Begrenztheit der einzelbetriebli­
chen Rationalität aufzubrechen.

Schon bei einigen neuen Themen der Gewerk­
schaftspolitik, etwa bei den Ansätzen zur Arbeits­
und Technikgestaltung, Arbeitszeitgestaltung, al­
ternativen Produktion hat sich herausgestellt, daß 
die traditierten Strukturen gewerkschaftlicher Po­
litik nicht mehr tragfähig sind. Gemeint sind: die 
Zentralisierung im Verhältnis Gewerkschaft -  Be­
trieb, die starke betriebliche Delegation von Mitbe­
stimmung an hauptamtliche Interessenvertreter, 
der langjährige Vorrang von Entgeltpolitik. Um­
weltpolitik verstärkt diese Tendenzen und enthält 
eine doppelte Herausforderung.

Ökologie als Baustein einer veränderten 
inhaltlich kontroversen Betriebs-Politik

Erstens kritisiert die Ökologie das Wachstums­
modell von Wirtschaftspolitik, auf dem die frühe­
ren gewerkschaftlichen Erfolge beruhten. Diese 
Wachstumsdynamik in bezug auf Arbeitsplätze, 
Einkommen, soziale Sicherungssysteme, Lebens­
standard und Konsumangebot ist auch in die Re­
gulative der industriellen Beziehungen einge­
schrieben. Die ökologischen Implikationen der 
Betriebs- und Tarifpolitik müßten aufgedeckt und 
nach und nach korrigiert werden.

Zweitens hat das Ökologie-Thema Eigenschaf­
ten und Anforderungen, die einen neuen Typ von 
Politik verlangen:
•  Prävention statt Folgenabwehr,
•  Gestaltung statt nachträgliche Korrektur,
•  Regulierung immaterieller Risiken, d.h. von Ri­
siken und Schäden, die für die Arbeitnehmer sen­
sorisch nicht erfaßbar sind, die zeitlich und räum­
lich versetzt auftreten, deren Symptome diffus 
sind,
•  betriebliche Kooperation im Umweltinteresse 
statt bipolarer Verteilungskampf,
•  Öffnung des Monopols der Interessenvertretung 
gegenüber neuen inner- und außerbetrieblichen 
Gruppierungen (neue soziale Bewegungen, Exper­
ten),
•  Themenerweiterung von Betriebspolitik tenden­
ziell auf den ganzen Produktlebenszyklus,
•  Veränderung des Verhältnisses von Gewerk­
schaftspolitik und Betriebspolitik zu einer ergän­
zenden und unterstützenden Beziehung.

Aus dieser anspruchsvollen Aufzählung läßt sich 
ablesen, wie umfassend die neuen Herausforde­
rungen an die Gewerkschaften sind. Nur in einem 
langen Prozeß der Organisationsentwicklung und 
mit einem neuen integrierten Politikansatz werden 
sie diese bewältigen können. ♦

Dr. Eckart Hildebrandt, Wissenschaftszentrum Berlin


